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Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

sehr geehrte Dar:nen und Herren Abgeordnete, 

Ihrer in der 75. Sitzung am 18. Dezember 2024 an die Innenministerin gerichteten Bitte entspre­
chend übersende ich lhn,en anbei Synopsen, die bezogen auf die Regelungsinhalte der§§ 201 a, 
201 c LVwG-Entwurf des Gesetzesantrags · der regierungstragenden Fraktionen Drucksache 
20/27 46 die bisherige und die künftige Rechtslage in Schleswig-Holstein sowie die Rechtslage 
im Freistaat Bayern und in den Bundesländern Brandenburg und Nordrhein-Westfalen gegen-
überstellt. · 

Mit freundlic~ 

/G ,; 
Magdalena Finke 
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Synopse: Landesverwaltungsgesetz (SH) neu / alt und Polizeiaufgabengesetz (BY) 

 

Landesverwaltungsgesetz (SH) neu Landesverwaltungsgesetz (SH) alt Polizeiaufgabengesetz (BY) 

§ 201a 
Maßnahmen zum Schutz vor häuslicher Gewalt und Nachstellung; 

Regelungen zur situationsbezogene Datenübermittlung 

§ 201a 
Wohnungsverweisung sowie Rückkehr- und Betretungsverbot zum Schutz 

vor häuslicher Gewalt, Kontakt- und Näherungsverbot sowie situationsbezo-
gene Datenübermittlung 

Art. 16 
Platzverweis, Kontaktverbot, Aufenthalts- und Meldeanordnung 

 

(1) Soweit es zur Abwehr einer Gefahr für Leben, Leib, Freiheit oder die sexuelle 
Selbstbestimmung einer anderen Person, insbesondere in engen sozialen Bezie-
hungen, erforderlich ist, kann die Polizei 
 
1. die Person, von der die Gefahr ausgeht, aus einer gemeinsam mit der gefähr-

deten Person genutzten Wohnung und dem unmittelbar angrenzenden Be-
reich verweisen (Wohnungsverweisung) und ihr die Rückkehr dorthin unter-
sagen (Rückkehrverbot), sowie 

 
2. der Person, von der die Gefahr ausgeht, verbieten, 
 
a) Orte zu betreten, an denen sich die gefährdete Person oder bestimmte ihr 

nahestehende Personen regelmäßig aufhalten werden (Betretungsverbot), 
 
b) Verbindung zur gefährdeten Person oder zu bestimmten ihr nahestehenden 

Personen auch unter Verwendung von Fernkommunikationsmitteln aufzuneh-
men (Kontaktverbot) und 

 
c) ein Zusammentreffen mit der gefährdeten Person oder bestimmten ihr nahe-

stehenden Personen herbeizuführen (Näherungsverbot). 
 
Die Befugnisse nach § 201 bleiben unberührt. Der Anordnung von Maßnahmen 
nach Satz 1 Nummer 2 darf die Wahrnehmung berechtigter Interessen nicht entge-
genstehen. Der räumliche Bereich einer Maßnahme nach Satz 1 Nummer 1 und 
Nummer 2 Buchstabe a ist am Erfordernis eines wirkungsvollen Schutzes der ge-
fährdeten Person auszurichten und entsprechend zu bezeichnen. Die Person, ge-
gen die sich eine Maßnahme richtet, ist auf Aufforderung der Polizei hin verpflichtet, 
eine Anschrift oder eine bevollmächtigte Person zum Zweck der Bekanntgabe und 
Zustellung von behördlichen und gerichtlichen Entscheidungen zu benennen. 

 (1) Die Polizei kann bis zu maximal vier Wochen eine Person aus ihrer Wohnung 
und dem unmittelbar angrenzenden Bereich verweisen und ihr die Rückkehr dorthin 
untersagen, wenn Tatsachen, insbesondere ein von ihr begangener tätlicher An-
griff, die Annahme rechtfertigen, dass diese Maßnahme zur Abwehr einer von ihr 
ausgehenden gegenwärtigen Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit einer Bewohne-
rin oder eines Bewohners derselben Wohnung (gefährdete Person) erforderlich ist. 
Unter den gleichen Voraussetzungen kann die Polizei für die Dauer der nach Satz 1 
verfügten Maßnahme ein Betretungsverbot für Orte, an denen sich die gefährdete 
Person regelmäßig aufhalten wird, anordnen. Der räumliche Bereich einer Maß-
nahme nach Satz 1 und 2 ist nach dem Erfordernis eines wirkungsvollen Schutzes 
der gefährdeten Person zu bestimmen und zu bezeichnen. 

(1) Die Polizei kann zur Abwehr 
 
1. einer Gefahr oder 

 
2. einer drohenden Gefahr für ein bedeutendes Rechtsgut 
 
eine Person vorübergehend von einem Ort verweisen oder ihr vorübergehend das 
Betreten eines Orts verbieten. Der Platzverweis kann ferner gegen Personen an-
geordnet werden, die den Einsatz der Polizei, der Feuerwehr oder von Hilfs- oder 
Rettungsdiensten behindern. Unter den in Satz 1 genannten Voraussetzungen 
kann sie eine Person auch verpflichten, in bestimmten zeitlichen Abständen bei 
einer Polizeidienststelle persönlich zu erscheinen (Meldeanordnung). Die Anord-
nung nach Satz 3 darf die Dauer von einem Monat nicht überschreiten und kann 
um jeweils längstens einen Monat verlängert werden. 

 

(2) Maßnahmen im Sinne des Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und Nummer 2 kann die 
Polizei auch dann anordnen, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die 
Person, gegen die die Maßnahme gerichtet ist, Leben, Leib, Freiheit oder die se-
xuelle Selbstbestimmung der gefährdeten Person innerhalb eines absehbaren Zeit-
raums auf eine zumindest ihrer Art nach konkretisierte Weise durch einen Angriff 
von erheblicher Intensität oder Auswirkung gefährden wird. Absatz 1 Satz 2 bis 
Satz 5 gelten entsprechend. 

(2) Der Lauf der Frist einer Maßnahme nach Absatz 1 beginnt mit der Bekanntgabe 
und endet mit Ablauf des bezeichneten Tages, § 89 findet keine Anwendung. Stellt 
die gefährdete Person während der Dauer der nach Absatz 1 verfügten Maßnahme 
einen Antrag auf zivilrechtlichen Schutz beim zuständigen Amtsgericht mit dem Ziel 
des Erlasses einer einstweiligen Anordnung, endet die von der Polizei verfügte 
Maßnahme mit dem Zeitpunkt des Erlasses der gerichtlichen Entscheidung, spä-
testens eine Woche danach. 

(2) Die Polizei kann zur Abwehr einer Gefahr oder einer drohenden Gefahr für ein 
bedeutendes Rechtsgut einer Person verbieten, ohne polizeiliche Erlaubnis 

 
1. zu bestimmten Personen oder zu Personen einer bestimmten Gruppe Kontakt 

zu suchen oder aufzunehmen (Kontaktverbot) oder 
 

2. wenn die Begehung von Straftaten droht, 
 

a) sich an bestimmte Orte oder in ein bestimmtes Gebiet zu begeben (Auf-
enthaltsverbot) oder 
 

b) ihren Wohn- oder Aufenthaltsort oder ein bestimmtes Gebiet zu verlas-
sen (Aufenthaltsgebot). 

 
Die Anordnungen nach Satz 1 dürfen die Dauer von drei Monaten nicht überschrei-
ten und können um jeweils längstens drei Monate verlängert werden. Die Vorschrif-
ten des Versammlungsrechts bleiben unberührt. 

(3) Anordnungen der Polizei nach Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2 Satz 1 sind auf 
höchstens vier Wochen zu befristen. Der Lauf der Frist beginnt mit der Bekannt-
gabe und endet mit Ablauf des bezeichneten Tages. § 89 findet keine Anwendung. 
Die Dauer der Maßnahme verlängert sich um eine Woche, wenn die gefährdete 

(3) Einer Person kann untersagt werden, 
 
1. Verbindung zu einer anderen Person, auch unter Verwendung von Fernkom-

munikationsmitteln aufzunehmen, 

/ 
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Person während der Dauer der polizeilich verfügten Maßnahme einen Antrag auf 
gerichtlichen Schutz nach dem Gesetz zum zivilrechtlichen Schutz vor Gewalttaten 
und Nachstellungen (Gewaltschutzgesetz) vom 11. Dezember 2001 (BGBl. I 
S. 3513), zuletzt geändert durch [Schriftstelle: bitte aktuellste Änderung und 
Fundstelle einsetzen], stellt. Im Fall des Satzes 4 hat die Polizei die gefährdete und 
die Person, gegen die sich die Maßnahme richtet, unverzüglich über die Dauer der 
Maßnahme in Kenntnis zu setzen. Sobald eine gerichtliche Entscheidung über den 
Antrag auf zivilrechtlichen Schutz nach dem Gewaltschutzgesetz wirksam wird, ver-
liert die polizeiliche Maßnahme nach Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2 Satz 1 ihre 
Wirksamkeit.  

 
2. Zusammentreffen mit einer anderen Person herbeizuführen, 
 
wenn dies zur Abwehr einer Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit dieser Person 
insbesondere in engen sozialen Beziehungen erforderlich ist und der Wahrneh-
mung berechtigter Interessen nicht entgegensteht (Kontakt- und Näherungsverbot). 
Die Anordnung ist in Fällen enger sozialer Beziehungen auf höchstens vier Wochen 
zu befristen. Stellt die gefährdete Person während der Dauer der Maßnahme einen 
Antrag auf zivilrechtlichen Schutz beim zuständigen Amtsgericht mit dem Ziel des 
Erlasses einer einstweiligen Anordnung, endet die von der Polizei verfügte Maß-
nahme mit dem Zeitpunkt des Erlasses der gerichtlichen Entscheidung, spätestens 
eine Woche danach. 

(4) Auf Antrag der Polizei kann das nach § 186 Absatz 6 Satz 1 zuständige Gericht 
Maßnahmen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und Nummer 2 unter den Vorausset-
zungen des Absatz 1 Satz 1 bis Satz 4 oder des Absatzes 2 für bis zu drei Monate 
anordnen oder eine polizeiliche Anordnung auf bis zu drei Monate verlängern. Für 
das Verfahren finden die Vorschriften des Buches 1 des Gesetzes über das Ver-
fahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar-
keit mit der Maßgabe entsprechende Anwendung, dass von einer Anhörung von 
Beteiligten durch das Gericht abzusehen ist, wenn die vorherige Anhörung den 
Zweck der Maßnahme gefährden würde und die Beschwerde auch dem antragstel-
lenden Landespolizeiamt oder Landeskriminalamt oder einer antragstellenden Po-
lizeidirektion zusteht. Eine gerichtliche Anordnung nach Satz 1 verliert ihre Wirk-
samkeit, sobald eine gerichtliche Entscheidung über den Antrag auf zivilrechtlichen 
Schutz nach dem Gewaltschutzgesetz wirksam wird. 

(4) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 sind die für eine Kontaktaufnahme 
erforderlichen personenbezogenen Daten der gefährdeten Person an eine geeig-
nete Beratungsstelle zu übermitteln. Diese darf die Daten ausschließlich und ein-
malig dazu nutzen, der gefährdeten Person unverzüglich Beratung zum Schutz vor 
häuslicher Gewalt anzubieten. Lehnt die gefährdete Person die Beratung ab, hat 
die Beratungsstelle die übermittelten Daten zu löschen. Darüber hinaus darf die 
Polizei, wenn dies in den Fällen des Absatzes 1 und 3 zur Wahrung schutzwürdiger 
Interessen der gefährdeten Person oder ihr nahestehender Personen erforderlich 
ist, personenbezogene Daten an öffentliche oder nichtöffentliche Einrichtungen 
übermitteln, die auf diese Fälle zugeschnittene Hilfe und Unterstützung leisten; dies 
gilt nur, soweit die gefährdete Person damit einverstanden ist und der Datenüber-
mittlung entgegenstehende schutzwürdige Interessen der von ihr betroffenen Per-
sonen nicht überwiegen. §§ 177 Absatz 2 und 4, 191 und 193 Absatz 1 Satz 3 sind 
anzuwenden; § 193 Absatz 1 Satz 1 und 2 bleiben unberührt. 

/ 

(5) Das mit Anträgen auf zivilrechtlichen Schutz befasste Gericht hat der Polizei 
den Zeitpunkt der Antragstellung sowie den wesentlichen Inhalt der gerichtlichen 
Entscheidung unverzüglich mitzuteilen; die §§ 18 bis 22 des Einführungsgesetzes 
zum Gerichtsverfassungsgesetz bleiben unberührt. Im Fall des Absatzes 4 hat es 
seine Entscheidung und deren wesentlichen Inhalt unverzüglich auch dem Gericht 
mitzuteilen, das die Maßnahme angeordnet hat 

/ / 

(6) Unter den Voraussetzungen von Absatz 1 und Absatz 2 sind die für eine Kon-
taktaufnahme erforderlichen personenbezogenen Daten  
 
1. der gefährdeten Person zu übermitteln an eine geeignete Beratungsstelle 

zum Schutz vor häuslicher Gewalt und  
 
2. der Person, von der die Gefahr ausgeht, zu übermitteln an eine geeignete 

Beratungsstelle für gewaltausübende Menschen.  
 
Leben minderjährige Kinder im Haushalt der gefährdeten Person, sollen die Daten 
nach Satz 1 Nummer 1 zusätzlich an eine auf die Belange von Kindern ausgerich-
tete, geeignete Beratungsstelle übermittelt werden. Die Beratungsstellen dürfen die 
ihnen übermittelten Daten ausschließlich und einmalig dazu nutzen, unverzüglich 
eine Beratung nach Satz 1 Nummer 1 gegebenenfalls in Verbindung mit Satz 2 
oder nach Satz 1 Nummer 2 anzubieten. Wird die angebotene Beratung abgelehnt, 
hat die Beratungsstelle die übermittelten Daten zu löschen. 

/ / 

(7) Insbesondere im Rahmen einer an einer Risikobewertung ausgerichteten, inter-
disziplinären Fallbearbeitung, darf die Polizei, wenn dies in den Fällen des Absat-
zes 1 und des Absatzes 2 zur Wahrung schutzwürdiger Interessen der gefährdeten 
Person oder ihr nahestehender Personen erforderlich ist, personenbezogene Da-
ten an öffentliche oder nichtöffentliche Einrichtungen übermitteln, die auf diese 
Fälle zugeschnittene Hilfe und Unterstützung leisten; dies gilt nur, soweit die ge-
fährdete Person damit einverstanden ist und der Datenübermittlung entgegenste-
hende schutzwürdige Interessen der von ihr betroffenen Personen nicht überwie-
gen. §§ 177 Absatz 2 und 4, 191 und 193 Absatz 1 Satz 3 sind anzuwenden; § 193 
Absatz 1 Satz 1 und 2 bleiben unberührt. 

/ 
 

/ 

 

https://www.gesetze-rechtsprechung.sh.juris.de/bssh/document/jlr-VwGSHV37P177/format/xsl?oi=CzUUSNzHCc&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.gesetze-rechtsprechung.sh.juris.de/bssh/document/jlr-VwGSHV37P191/format/xsl?oi=CzUUSNzHCc&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.gesetze-rechtsprechung.sh.juris.de/bssh/document/jlr-VwGSHV37P193/format/xsl?oi=CzUUSNzHCc&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.gesetze-rechtsprechung.sh.juris.de/bssh/document/jlr-VwGSHV37P193/format/xsl?oi=CzUUSNzHCc&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
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§ 201c 
Elektronische Aufenthaltsüberwachung  
bei Gefahren für wichtige Rechtsgüter 

keine entsprechende Norm Art. 34 
Elektronische Aufenthaltsüberwachung 

 

(1) Eine Person kann zum Tragen eines technischen Mittels nach Maßgabe des 
§ 201b Absatz 1 verpflichtet werden, wenn die elektronische Überwachung des 
Aufenthaltsortes dieser Person zum Schutz einer bestimmten anderen gefährdeten 
Person erforderlich ist, weil Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass dann, 
wenn die überwachte Person bestimmte Orte betritt, aufsucht oder sich dort aufhält 
oder mit der gefährdeten Person zusammentrifft, Leben, Leib, Freiheit oder die se-
xuelle Selbstbestimmung der gefährdeten Person innerhalb eines absehbaren Zeit-
raums auf eine zumindest ihrer Art nach konkretisierte Weise durch einen Angriff 
von erheblicher Intensität oder Auswirkung gefährdet sind. 

 (1) Zur Abwehr einer Gefahr oder einer drohenden Gefahr für ein bedeutendes 
Rechtsgut kann durch den Richter gegenüber der dafür verantwortlichen Person 
angeordnet werden, die für eine elektronische Überwachung ihres Aufenthaltsorts 
erforderlichen technischen Mittel ständig in betriebsbereitem Zustand bei sich zu 
führen und deren Funktionsfähigkeit nicht zu beeinträchtigen. Eine Anordnung 
kann insbesondere mit Maßnahmen nach Art. 16 Abs. 1 Satz 3 oder Art. 16 Abs. 2 
verbunden werden. Die Maßnahme ist zu beenden, sobald der Grund hierfür ent-
fallen ist. 

(2) Die Polizei darf mit Hilfe des von der überwachten Person getragenen techni-
schen Mittels automatisiert Daten über deren Aufenthaltsort sowie über etwaige 
Beeinträchtigungen der Datenerhebung verarbeiten. Darüber hinaus kann ange-
ordnet werden, dass die erhobenen Daten zu einem Bewegungsbild verbunden 
werden dürfen, soweit dies zur Erfüllung des Überwachungszwecks erforderlich ist. 
§ 201b Absatz 3 und 4 gelten entsprechend.    

(2) Die Polizei darf mit Hilfe der von der verantwortlichen Person mitgeführten tech-
nischen Mittel automatisiert Daten über deren Aufenthaltsort sowie über etwaige 
Beeinträchtigungen der Datenerhebung erheben und speichern. Soweit es tech-
nisch möglich ist, ist sicherzustellen, dass innerhalb von Wohnungen keine über 
den Umstand der Anwesenheit der verantwortlichen Person hinausgehende Auf-
enthaltsdaten erhoben werden. 

(3) Eine Maßnahme nach Absatz 1 und die mit ihr verbundene Datenverarbeitung 
nach Absatz 2 bedarf der richterlichen Anordnung. Für das Anordnungsverfahren 
gilt § 186 Absatz 6 entsprechend. Form und Inhalt der Anordnung bestimmen sich 
nach der entsprechend anzuwendenden Vorschrift des § 201b Absatz 8 mit der 
Maßgabe, dass bei Gefahr im Verzug die Anordnung auch mündlich erfolgen kann 
und in diesem Fall die schriftliche Dokumentation unverzüglich nachzuholen ist. 

(3) Soweit dies zur Erfüllung des Überwachungszwecks erforderlich ist, dürfen die 
erhobenen Daten auf Anordnung durch den Richter zu einem Bewegungsbild ver-
bunden werden. 

(4) Die Polizei darf mit Zustimmung der gefährdeten Person Daten über deren Auf-
enthaltsort durch ein von dieser mitzuführendes technisches Mittel automatisiert 
erheben, speichern und mit den nach Absatz 2 erlangten Daten über den Aufent-
haltsort der überwachten Person automatisiert abgleichen. Die Daten der gefähr-
deten Person sind entsprechend dem Stand der Technik gegen unbefugte Kennt-
nisnahme, Veränderung und Löschung besonders zu sichern. Das Vorliegen der 
Zustimmung der gefährdeten Person im Sinne des Satzes 1 ist in der richterlichen 
Anordnung gemäß Absatz 3 anzugeben; wird die Zustimmung erst nachträglich er-
teilt, ist die überwachte Person hiervon unverzüglich in Kenntnis zu setzen. Der 
gefährdeten Person dürfen über das von ihr gemäß Satz 1 mitgeführte technische 
Gerät automatisiert Daten über den Aufenthaltsort der überwachten Person über-
mittelt werden, sobald die überwachte Person bestimmte Orte betritt, aufsucht oder 
sich dort aufhält oder sie sich der gefährdeten Person annähert. 

(4)  In der schriftlichen Anordnung sind Adressat und Art sowie einzelfallabhängig 
Umfang und Dauer der Maßnahme zu bestimmen und die wesentlichen Gründe 
anzugeben. Die Maßnahme ist auf höchstens drei Monate zu befristen und kann 
um jeweils längstens drei Monate verlängert werden. 

(5) Werden die Daten im Sinne des Absatzes 2 und des Absatzes 4 nicht aufgrund 
des Absatzes 6 oder anderen Rechtsvorschriften weiterverarbeitet, sind sie spätes-
tens zwei Monate nach Beendigung der Maßnahme zu löschen. Die Vorschriften 
zur Protokollierung und Dokumentation gemäß § 201b Absatz 6 Satz 2 bis 4 gelten 
entsprechend. 

(5)  Die nach Abs. 1 erhobenen Daten sind spätestens zwei Monate nach Beendi-
gung der Maßnahme zu löschen, soweit sie nicht zulässigerweise für andere Zwe-
cke verarbeitet werden. Bei jedem Abruf sind der Zeitpunkt, die abgerufenen Daten, 
der Bearbeiter und der Grund des Abrufs samt Geschäftszeichen zu protokollieren. 

(6) Eine Weiterverarbeitung der nach Absatz 2 erlangten Daten der überwachten 
Person oder im Fall des Absatzes 4 der Daten der gefährdeten Person ist ohne 
deren jeweilige Einwilligung zulässig, wenn dies erforderlich ist 

 
1. zur Abwehr einer Gefahr für Leib, Leben, Freiheit oder die sexuelle Selbstbe-

stimmung einer Person, 
 

2. zur Feststellung von Verstößen gegen Maßnahmen nach §§ 201, 201a oder 
nach dem Gewaltschutzgesetz, 
 

3. zur Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit des technischen Mittels oder 
 

4. zur Verfolgung einer Straftat nach Absatz 8 oder nach dem Gewaltschutzge-
setz. 

 

/ 
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Darüber hinaus ist die Weiterverarbeitung der Daten zu Zwecken der Strafverfol-
gung unter den Voraussetzungen zulässig, unter denen nach Maßgabe der Straf-
prozessordnung retrograde Standortdaten erhoben werden dürfen. 

(7) Mit einer Freiheitstrafe bis zu zwei Jahren oder mit einer Geldstrafe wird bestraft, 
wer einer Anordnung nach Absatz 1 zuwiderhandelt und dadurch die ununterbro-
chene Feststellung seines Aufenthaltsortes verhindert. Die Tat wird nur auf Antrag 
der die Maßnahme beantragenden Behörde verfolgt. 

/ 
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Synopse: Landesverwaltungsgesetz (SH) neu / Brandenburgisches Polizeigesetz / Polizeigesetz des Landes Nordrhein-Westfalen 

 

Landesverwaltungsgesetz (SH) neu Brandenburgisches Polizeigesetz Polizeigesetz des Landes Nordrhein-Westfalen 
 

§ 201a 
Maßnahmen zum Schutz vor häuslicher Gewalt und Nachstellung; 

Regelungen zur situationsbezogene Datenübermittlung 

§ 16a  
Wohnungsverweisung und Rückkehrverbot 

zum Schutz vor häuslicher Gewalt  

§ 34a  
Wohnungsverweisung und Rückkehrverbot zum Schutz vor häuslicher Ge-
walt 

(1) Soweit es zur Abwehr einer Gefahr für Leben, Leib, Freiheit oder die sexuelle 
Selbstbestimmung einer anderen Person, insbesondere in engen sozialen Bezie-
hungen, erforderlich ist, kann die Polizei 
 
1. die Person, von der die Gefahr ausgeht, aus einer gemeinsam mit der gefähr-

deten Person genutzten Wohnung und dem unmittelbar angrenzenden Be-
reich verweisen (Wohnungsverweisung) und ihr die Rückkehr dorthin unter-
sagen (Rückkehrverbot), sowie 

 
2. der Person, von der die Gefahr ausgeht, verbieten, 
 
a) Orte zu betreten, an denen sich die gefährdete Person oder bestimmte ihr 

nahestehende Personen regelmäßig aufhalten werden (Betretungsverbot), 
 
b) Verbindung zur gefährdeten Person oder zu bestimmten ihr nahestehenden 

Personen auch unter Verwendung von Fernkommunikationsmitteln aufzuneh-
men (Kontaktverbot) und 

 
c) ein Zusammentreffen mit der gefährdeten Person oder bestimmten ihr nahe-

stehenden Personen herbeizuführen (Näherungsverbot). 
 
Die Befugnisse nach § 201 bleiben unberührt. Der Anordnung von Maßnahmen 
nach Satz 1 Nummer 2 darf die Wahrnehmung berechtigter Interessen nicht entge-
genstehen. Der räumliche Bereich einer Maßnahme nach Satz 1 Nummer 1 und 
Nummer 2 Buchstabe a ist am Erfordernis eines wirkungsvollen Schutzes der ge-
fährdeten Person auszurichten und entsprechend zu bezeichnen. Die Person, ge-
gen die sich eine Maßnahme richtet, ist auf Aufforderung der Polizei hin verpflichtet, 
eine Anschrift oder eine bevollmächtigte Person zum Zweck der Bekanntgabe und 
Zustellung von behördlichen und gerichtlichen Entscheidungen zu benennen. 

(1) Die Polizei kann eine Person (betroffene Person) zur Abwehr einer von ihr ausge-
henden Gefahr für Leib, Leben, Freiheit oder die sexuelle Selbstbestimmung einer an-
deren Person aus einer Wohnung (§ 23 Absatz 1 Satz 2), in der die gefährdete Person 
wohnt, sowie aus deren unmittelbarer Umgebung verweisen und ihr die Rückkehr in 
diesen Bereich untersagen. Die Maßnahmen nach Satz 1 können auch auf Wohn‐ und 
Nebenräume beschränkt werden. Die Möglichkeit ergänzender Maßnahmen bleibt un-
berührt. Ein entgegenstehender Wille der gefährdeten Person ist regelmäßig unbeacht-
lich. 

(1) Die Polizei kann eine Person zur Abwehr einer von ihr ausgehenden gegenwär-
tigen Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit einer anderen Person aus einer Woh-
nung, in der die gefährdete Person wohnt, sowie aus deren unmittelbaren Umge-
bung verweisen und ihr die Rückkehr in diesen Bereich untersagen. Der räumliche 
Bereich, auf den sich Wohnungsverweisung und Rückkehrverbot beziehen, ist 
nach dem Erfordernis eines wirkungsvollen Schutzes der gefährdeten Person zu 
bestimmen und genau zu bezeichnen. In besonders begründeten Einzelfällen kön-
nen die Maßnahmen nach Satz 1 auf Wohn‐ und Nebenräume beschränkt werden. 

(2) Maßnahmen im Sinne des Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und Nummer 2 kann die 
Polizei auch dann anordnen, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die 
Person, gegen die die Maßnahme gerichtet ist, Leben, Leib, Freiheit oder die se-
xuelle Selbstbestimmung der gefährdeten Person innerhalb eines absehbaren Zeit-
raums auf eine zumindest ihrer Art nach konkretisierte Weise durch einen Angriff 
von erheblicher Intensität oder Auswirkung gefährden wird. Absatz 1 Satz 2 bis 
Satz 5 gelten entsprechend. 

(2) Der betroffenen Person ist Gelegenheit zu geben, dringend benötigte Gegen-
stände des persönlichen Bedarfs mitzunehmen. Die Polizei weist die betroffene 
Person auf Möglichkeiten zur freiwilligen Teilnahme an einer Gewaltpräventionsbe-
ratung hin. 

(2) Der Person, die die Gefahr verursacht und gegen die sich die polizeilichen Maß-
nahmen nach Absatz 1 richten (betroffene Person), ist Gelegenheit zu geben, drin-
gend benötigte Gegenstände des persönlichen Bedarfs mitzunehmen. 

(3) Anordnungen der Polizei nach Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2 Satz 1 sind auf 
höchstens vier Wochen zu befristen. Der Lauf der Frist beginnt mit der Bekannt-
gabe und endet mit Ablauf des bezeichneten Tages. § 89 findet keine Anwendung. 
Die Dauer der Maßnahme verlängert sich um eine Woche, wenn die gefährdete 
Person während der Dauer der polizeilich verfügten Maßnahme einen Antrag auf 
gerichtlichen Schutz nach dem Gesetz zum zivilrechtlichen Schutz vor Gewalttaten 
und Nachstellungen (Gewaltschutzgesetz) vom 11. Dezember 2001 (BGBl. I 
S. 3513), zuletzt geändert durch [Schriftstelle: bitte aktuellste Änderung und 

Fundstelle einsetzen], stellt. Im Fall des Satzes 4 hat die Polizei die gefährdete und 
die Person, gegen die sich die Maßnahme richtet, unverzüglich über die Dauer der 
Maßnahme in Kenntnis zu setzen. Sobald eine gerichtliche Entscheidung über den 
Antrag auf zivilrechtlichen Schutz nach dem Gewaltschutzgesetz wirksam wird, ver-
liert die polizeiliche Maßnahme nach Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2 Satz 1 ihre 
Wirksamkeit.  

(3) Die betroffene Person ist verpflichtet, der Polizei zum Zwecke der Zustellung 
unverzüglich eine Anschrift oder eine zustellungsbevollmächtigte Person zu benen-
nen. Die Polizei übermittelt diese Angaben an die gefährdete Person. 

(3) Die Polizei hat die betroffene Person aufzufordern, eine Anschrift oder eine zu-
stellungsbevollmächtigte Person zum Zweck von Zustellungen behördlicher oder 
gerichtlicher Entscheidungen, die zur Abwehr einer Gefahr im Sinne des Absatzes 
1 ergehen, zu benennen. 
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(4) Auf Antrag der Polizei kann das nach § 186 Absatz 6 Satz 1 zuständige Gericht 
Maßnahmen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und Nummer 2 unter den Vorausset-
zungen des Absatz 1 Satz 1 bis Satz 4 oder des Absatzes 2 für bis zu drei Monate 
anordnen oder eine polizeiliche Anordnung auf bis zu drei Monate verlängern. Für 
das Verfahren finden die Vorschriften des Buches 1 des Gesetzes über das Ver-
fahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar-
keit mit der Maßgabe entsprechende Anwendung, dass von einer Anhörung von 
Beteiligten durch das Gericht abzusehen ist, wenn die vorherige Anhörung den 
Zweck der Maßnahme gefährden würde und die Beschwerde auch dem antragstel-
lenden Landespolizeiamt oder Landeskriminalamt oder einer antragstellenden Po-
lizeidirektion zusteht. Eine gerichtliche Anordnung nach Satz 1 verliert ihre Wirk-
samkeit, sobald eine gerichtliche Entscheidung über den Antrag auf zivilrechtlichen 
Schutz nach dem Gewaltschutzgesetz wirksam wird. 

(4) Die Polizei hat die gefährdete Person auf die Möglichkeit der Beantragung zivil-
rechtlichen Schutzes und auf die Möglichkeit der Unterstützung durch geeignete 
Beratungsstellen hinzuweisen. Sie unterrichtet die gefährdete Person unverzüglich 
über die Dauer und den räumlichen Umfang einer Maßnahme nach Absatz 1 
Satz 1. 

(4) Die Polizei hat die gefährdete Person auf die Möglichkeit der Beantragung zivil-
rechtlichen Schutzes hinzuweisen, sie über Beratungsangebote zu informieren, ihr 
eine Inanspruchnahme geeigneter, für diese Aufgabe qualifizierter Beratungsein-
richtungen nahe zu legen und anzubieten, durch Weitergabe ihres Namens, ihrer 
Anschrift und ihrer Telefonnummer einen Kontakt durch die in der polizeilichen Ein-
satzdokumentation näher bezeichneten Beratungseinrichtung zu ermöglichen. 

(5) Das mit Anträgen auf zivilrechtlichen Schutz befasste Gericht hat der Polizei 
den Zeitpunkt der Antragstellung sowie den wesentlichen Inhalt der gerichtlichen 
Entscheidung unverzüglich mitzuteilen; die §§ 18 bis 22 des Einführungsgesetzes 
zum Gerichtsverfassungsgesetz bleiben unberührt. Im Fall des Absatzes 4 hat es 
seine Entscheidung und deren wesentlichen Inhalt unverzüglich auch dem Gericht 
mitzuteilen, das die Maßnahme angeordnet hat 

(5) Wohnungsverweisung, Rückkehrverbot und ergänzende Maßnahmen nach 
§ 16 enden außer in den Fällen des Satzes 3 mit Ablauf von zwei Wochen nach 
ihrer Anordnung, soweit nicht die Polizei im Einzelfall eine kürzere Geltungsdauer 
festlegt. Eine einmalige Verlängerung der Frist um bis zu zwei Wochen ist zulässig, 
sofern die Anordnungsvoraussetzungen fortbestehen. Stellt die gefährdete Person 
während der nach den Sätzen 1 oder 2 bestimmten Dauer der Maßnahmen nach 
Absatz 1 einen Antrag auf zivilrechtlichen Schutz vor Gewalt oder Nachstellungen 
mit dem Ziel des Erlasses einer einstweiligen Anordnung, enden die Maßnahmen 
mit dem Tag der gerichtlichen Entscheidung, spätestens jedoch mit Ablauf von zwei 
Wochen nach dem Ende der nach den Sätzen 1 oder 2 bestimmten Dauer. Die 
§§ 48 und 49 des Verwaltungsverfahrensgesetzes bleiben unberührt. 

(5) Wohnungsverweisung und Rückkehrverbot enden außer in den Fällen des Sat-
zes 2 mit Ablauf des zehnten Tages nach ihrer Anordnung, soweit nicht die Polizei 
im Einzelfall ausnahmsweise eine kürzere Geltungsdauer festlegt. Stellt die gefähr-
dete Person während der Dauer der gemäß Satz 1 verfügten Maßnahmen einen 
Antrag auf zivilrechtlichen Schutz mit dem Ziel des Erlasses einer einstweiligen An-
ordnung, enden die Maßnahmen nach Absatz 1 mit dem Tag der gerichtlichen Ent-
scheidung, spätestens jedoch mit Ablauf des zehnten Tages nach Ende der gemäß 
Satz 1 verfügten Maßnahmen. Die §§ 48, 49 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
bleiben unberührt.  

(6) Unter den Voraussetzungen von Absatz 1 und Absatz 2 sind die für eine Kon-
taktaufnahme erforderlichen personenbezogenen Daten  
 
1. der gefährdeten Person zu übermitteln an eine geeignete Beratungsstelle 

zum Schutz vor häuslicher Gewalt und  
 
2. der Person, von der die Gefahr ausgeht, zu übermitteln an eine geeignete 

Beratungsstelle für gewaltausübende Menschen.  
 
Leben minderjährige Kinder im Haushalt der gefährdeten Person, sollen die Daten 
nach Satz 1 Nummer 1 zusätzlich an eine auf die Belange von Kindern ausgerich-
tete, geeignete Beratungsstelle übermittelt werden. Die Beratungsstellen dürfen die 
ihnen übermittelten Daten ausschließlich und einmalig dazu nutzen, unverzüglich 
eine Beratung nach Satz 1 Nummer 1 gegebenenfalls in Verbindung mit Satz 2 
oder nach Satz 1 Nummer 2 anzubieten. Wird die angebotene Beratung abgelehnt, 
hat die Beratungsstelle die übermittelten Daten zu löschen. 

(6) Das Gericht hat der Polizei die Beantragung zivilrechtlichen Schutzes sowie die 
gerichtliche Entscheidung unverzüglich erneut mitzuteilen; die §§ 18 bis 22 des Ein-
führungsgesetzes zum Gerichtsverfassungsgesetz bleiben unberührt. Die Polizei 
hat die gefährdete und die betroffene Person unverzüglich über die Dauer der Maß-
nahmen nach Absatz 1 in Kenntnis zu setzen. 
 
 

(6) Das Gericht hat der Polizei die Beantragung zivilrechtlichen Schutzes sowie den 
Tag der gerichtlichen Entscheidung unverzüglich mitzuteilen; die §§ 18 bis 22 des 
Einführungsgesetzes zum Gerichtsverfassungsgesetzes bleiben unberührt. Die 
Polizei hat die gefährdete und die betroffene Person unverzüglich über die Dauer 
der Maßnahmen nach Absatz 1 in Kenntnis zu setzen. 

(7) Insbesondere im Rahmen einer an einer Risikobewertung ausgerichteten, inter-
disziplinären Fallbearbeitung, darf die Polizei, wenn dies in den Fällen des Absat-
zes 1 und des Absatzes 2 zur Wahrung schutzwürdiger Interessen der gefährdeten 
Person oder ihr nahestehender Personen erforderlich ist, personenbezogene Da-
ten an öffentliche oder nichtöffentliche Einrichtungen übermitteln, die auf diese 
Fälle zugeschnittene Hilfe und Unterstützung leisten; dies gilt nur, soweit die ge-
fährdete Person damit einverstanden ist und der Datenübermittlung entgegenste-
hende schutzwürdige Interessen der von ihr betroffenen Personen nicht überwie-
gen. §§ 177 Absatz 2 und 4, 191 und 193 Absatz 1 Satz 3 sind anzuwenden; § 193 
Absatz 1 Satz 1 und 2 bleiben unberührt. 

(7) Die Einhaltung eines erteilten Rückkehrverbots ist mindestens zweimal während 
seiner Geltung durch die Polizei zu kontrollieren. Hierzu kann die betroffene Person 
verpflichtet werden, der Polizei ihren aktuellen Aufenthaltsort unverzüglich nachzu-
weisen. 

(7) Die Einhaltung eines Rückkehrverbotes ist mindestens einmal während seiner 
Geltung zu überprüfen. 

/ (8) Die Polizei kann die gefährdete Person unter den Voraussetzungen des Absat-
zes 1 Satz 1 mit ihrem Einverständnis an einen anderen geeigneten Ort verbringen, 
wenn andernfalls die Beantragung oder Herbeiführung einer unabhängigen Ent-
scheidung über den zivilrechtlichen Schutz vor Gewalt oder Nachstellung gefährdet 
ist. Das Verbringungsangebot soll im Haushalt lebende Kinder mit einbeziehen, so-
weit der gefährdeten Person für sie ein Sorgerecht zusteht und berechtigte Interes-
sen Dritter dem nicht entgegenstehen. Das zuständige Jugendamt ist zu informie-
ren. Die Maßnahmen nach Absatz 1 Satz 1 können unter der aufschiebenden Be-
dingung der Rückkehr der gefährdeten Person in die Wohnung angeordnet werden. 

/ 
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keine weitere Norm § 16b  
Kontakt- und Näherungsverbot 

§ 34b  
Aufenthaltsvorgabe und Kontaktverbot 

/ Einer Person kann untersagt werden, sowohl 
 
1. Kontakt zu einer gefährdeten Person, auch unter Verwendung von Fernkom-

munikationsmitteln, aufzunehmen, als auch 
 
2. Zusammentreffen mit einer gefährdeten Person herbeizuführen,  
 
wenn dies zur Abwehr einer Gefahr für Leib, Leben, Freiheit oder die sexuelle 
Selbstbestimmung der gefährdeten Person erforderlich ist (Kontakt- und Nähe-
rungsverbot). § 16a Absatz 4 bis 7 gilt entsprechend. 

(1) Die Polizei kann zur Verhütung von terroristischen Straftaten nach § 8 Absatz 4 
einer Person untersagen, sich ohne Erlaubnis der Polizei von ihrem Wohn- oder 
Aufenthaltsort oder aus einem bestimmten Bereich zu entfernen oder sich an be-
stimmten Orten aufzuhalten (Aufenthaltsvorgabe), wenn 

 
1. bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die betroffene Person 

innerhalb eines übersehbaren Zeitraums auf eine zumindest ihrer Art nach 
konkretisierte Weise eine terroristische Straftat nach § 8 Absatz 4 begehen 
wird oder 
 

2. das individuelle Verhalten der betroffenen Person die konkrete Wahrschein-
lichkeit begründet, dass sie innerhalb eines übersehbaren Zeitraums eine ter-
roristische Straftat nach § 8 Absatz 4 begehen wird. 

 
Unter den Voraussetzungen des Satzes 1 kann die Polizei zur Verhütung von Straf-
taten nach § 8 Absatz 4 einer Person auch den Kontakt mit bestimmten Personen 
oder Personen einer bestimmten Gruppe untersagen (Kontaktverbot). Die Befug-
nisse nach Satz 1 und 2 stehen der Polizei auch zur Abwehr einer Gefahr für Leib, 
Leben oder Freiheit einer Person oder für den Bestand oder die Sicherheit des 
Bundes oder des Landes zu. 

/ / (2) Maßnahmen nach Absatz 1 werden auf Antrag der Behördenleitung oder deren 
Vertretung durch das Amtsgericht angeordnet, in dessen Bezirk die Polizeibehörde 
ihren Sitz hat. Für das Verfahren gelten die Vorschriften des 7. Buches des Geset-
zes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwil-
ligen Gerichtsbarkeit entsprechend. Bei Gefahr im Verzug kann die Anordnung 
durch die zuständige Behördenleiterin oder den Behördenleiter oder deren Vertre-
tung getroffen werden. ln diesem Fall ist die gerichtliche Entscheidung unverzüglich 
nachzuholen. Soweit die Anordnung nicht binnen drei Tagen durch das Gericht be-
stätigt wird, tritt sie außer Kraft. 

/ / (3) Im Antrag sind anzugeben 
 
1. die Person, gegen die sich die Maßnahme richtet, mit Name und Anschrift, 

 
2. Art, Umfang und Dauer der Maßnahme, einschließlich 

 
a) im Fall des Aufenthaltsgebots nach Absatz 1 Satz 1 Alternative 1 einer Be-

zeichnung der Orte, von denen sich die Person ohne Erlaubnis der zuständi-
gen Polizeibehörde nicht entfernen oder im Fall des Aufenthaltsverbots nach 
Absatz 1 Satz 1 Alternative 2, an denen sich die Person ohne Erlaubnis der 
zuständigen Polizeibehörde nicht aufhalten darf, 
 

b) im Fall des Kontaktverbots nach Absatz 1 Satz 2 der Personen oder Gruppe, 
mit denen oder mit welcher der betroffenen Person der Kontakt untersagt ist, 
soweit möglich, mit Name und Anschrift, 
 

3. der Sachverhalt und 
 

4. eine Begründung. 

/ / (4) Die Anordnung ergeht schriftlich. In ihr sind anzugeben 
 

1. die Person, gegen die sich die Maßnahme richtet, mit Name und Anschrift, 
 

2. Art, Umfang und Dauer der Maßnahme, einschließlich 
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a) im Fall der Aufenthaltsanordnung nach Absatz 1 Satz 1 einer Bezeichnung 
der Orte, von denen sich die Person ohne Erlaubnis der zuständigen Polizei-
behörde nicht entfernen oder an denen sich die Person ohne Erlaubnis der 
zuständigen Polizeibehörde nicht aufhalten darf, 
 

b) im Fall des Kontaktverbots nach Absatz 1 Satz 2 der Personen oder Gruppe, 
mit denen oder mit welcher der betroffenen Person der Kontakt untersagt ist, 
soweit möglich, mit Name und Anschrift und 

 
3. die wesentlichen Gründe. 

/ / (5) Aufenthaltsanordnungen sowie Kontaktverbote sind auf den zur Abwehr der Ge-
fahr jeweils erforderlichen Umfang zu beschränken. Sie sind auf höchstens drei 
Monate zu befristen. Eine Verlängerung um jeweils nicht mehr als drei Monate ist 
möglich, soweit ihre Voraussetzungen fortbestehen. Liegen die Voraussetzungen 
nicht mehr vor, ist die Maßnahme unverzüglich zu beenden. 

 

 

§ 201c 
Elektronische Aufenthaltsüberwachung  
bei Gefahren für wichtige Rechtsgüter 

§ 15b  
Elektronische Aufenthaltsüberwachung 

§ 34c  
Elektronische Aufenthaltsüberwachung 

(1) Eine Person kann zum Tragen eines technischen Mittels nach Maßgabe des 
§ 201b Absatz 1 verpflichtet werden, wenn die elektronische Überwachung des 
Aufenthaltsortes dieser Person zum Schutz einer bestimmten anderen gefährdeten 
Person erforderlich ist, weil Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass dann, 
wenn die überwachte Person bestimmte Orte betritt, aufsucht oder sich dort aufhält 
oder mit der gefährdeten Person zusammentrifft, Leben, Leib, Freiheit oder die se-
xuelle Selbstbestimmung der gefährdeten Person innerhalb eines absehbaren Zeit-
raums auf eine zumindest ihrer Art nach konkretisierte Weise durch einen Angriff 
von erheblicher Intensität oder Auswirkung gefährdet sind. 

(1) Die Polizei kann eine Person dazu verpflichten, sich ein technisches Mittel, mit 
dem der Aufenthaltsort dieser Person elektronisch überwacht werden kann, anle-
gen zu lassen, es ständig in betriebsbereitem Zustand am Körper bei sich zu führen 
und dessen Funktionsfähigkeit nicht zu beeinträchtigen, wenn 

 
1. im konkreten Einzelfall 

 
a) die Person, der gegenüber die Anordnung getroffen werden soll, nach polizei-

lichen Erkenntnissen 
 
aa) mindestens zwei Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung begangen 

hat, wobei es bei mindestens einer dieser Straftaten zum Körperkontakt mit 
dem Opfer gekommen sein muss, oder 
 

bb) mindestens zwei Straftaten begangen hat, wobei eine gegen die sexuelle 
Selbstbestimmung und die andere gegen Leib, Leben oder Freiheit einer Per-
son gerichtet war, 

 
b) ihr Tatverhalten, ihre individuellen Verhaltensweisen sowie die Person betref-

fenden Lebensumstände eine wesentlich erhöhte Wahrscheinlichkeit der 
künftigen Begehung von Straftaten nach den §§ 176, 176a, 176b, 177, 182, 
211, 212, 224, 226 oder § 239b des Strafgesetzbuches begründen, 
 

c) bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die Person innerhalb 
eines übersehbaren Zeitraums auf eine zumindest ihrer Art nach konkretisier-
ten Weise eine solche Straftat zu Lasten eines ihr fremden Opfers begehen 
wird, und 
 

d) die Überwachung und Datenverwendung zur Verhinderung der Straftat uner-
lässlich ist, 
 

2. im konkreten Einzelfall 
 

a) die Person, der gegenüber die Anordnung getroffen werden soll, nach polizei-
lichen Erkenntnissen bereits eine Straftat nach § 238 Absatz 1 in Verbindung 
mit Absatz 2 Satz 1 und 2 Nummer 1 oder 2 oder mit Absatz 3 des Strafge-
setzbuches begangen hat, 
 

(1) Die Polizei kann zur Verhütung von terroristischen Straftaten nach § 8 Absatz 4 
eine Person verpflichten ein technisches Mittel, mit dem der Aufenthaltsort dieser 
Person elektronisch überwacht werden kann, ständig im betriebsbereiten Zustand 
am Körper zu tragen, die Anlegung und Wartung des technischen Mittels zu dulden 
und seine Funktionsfähigkeit nicht zu beeinträchtigen, wenn 

 
1. bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass diese Person inner-

halb eines übersehbaren Zeitraums auf eine zumindest ihrer Art nach konkre-
tisierte Weise eine Straftat nach § 8 Absatz 4 begehen wird oder 
 

2. deren individuelles Verhalten eine konkrete Wahrscheinlichkeit dafür begrün-
det, dass sie innerhalb eines übersehbaren Zeitraums eine Straftat nach § 8 
Absatz 4 begehen wird, 

 
um diese Person durch die Überwachung und die Datenverwendung von der Be-
gehung dieser Straftat abzuhalten. 
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b) bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie in absehbarer Zeit 
weitere auch im Einzelfall schwerwiegende Straftaten nach § 238 Absatz 1 in 
Verbindung mit Absatz 2 Satz 1 und 2 Nummer 1 oder 2 oder mit Absatz 3 
des Strafgesetzbuches begehen wird, und 
 

c) andere Maßnahmen der Gefahrenabwehr nicht oder nicht gleich erfolgsver-
sprechend erscheinen oder 
 

3. eine Überwachung und Datenverwendung zur Kontrolle der Befolgung einer 
nach den §§ 16a oder 16b getroffenen Maßnahmen unerlässlich ist, weil 
 

a) die betroffene Person wiederholt einer Anordnung zuwidergehandelt hat, 
 

b) ihr individuelles Verhalten die konkrete Wahrscheinlichkeit weiterer Zuwider-
handlungen mit dann im Einzelfall schwerwiegenden Rechtsgutsverletzungen 
begründet und 

 
c) die Kontrolle auf andere Weise nicht möglich oder wesentlich erschwert ist. 

(2) Die Polizei darf mit Hilfe des von der überwachten Person getragenen techni-
schen Mittels automatisiert Daten über deren Aufenthaltsort sowie über etwaige 
Beeinträchtigungen der Datenerhebung verarbeiten. Darüber hinaus kann ange-
ordnet werden, dass die erhobenen Daten zu einem Bewegungsbild verbunden 
werden dürfen, soweit dies zur Erfüllung des Überwachungszwecks erforderlich ist. 
§ 201b Absatz 3 und 4 gelten entsprechend.    

(2) Die Polizei erhebt und speichert mit Hilfe der von der betroffenen Person mitzu-
führenden technischen Mittel die Daten automatisiert über deren Aufenthaltsort so-
wie über etwaige Beeinträchtigungen der Datenerhebung. Soweit es technisch 
möglich ist, ist sicherzustellen, dass innerhalb der Wohnung der betroffenen Person 
keine über den Umstand ihrer Anwesenheit hinausgehenden Aufenthaltsdaten er-
hoben werden. Die Daten nach Satz 1 dürfen, soweit dies für die folgenden Zwecke 
erforderlich ist, ohne Einwilligung der betroffenen Person nur verarbeitet werden 
zur 
 
1. Verfolgung der in Absatz 1 benannten Straftaten, 

 
2. Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für Leib, Leben, Freiheit oder die sexu-

elle Selbstbestimmung einer Person, 
 

3. Feststellung von Verstößen gegen eine Wohnungsverweisung oder ein Rück-
kehrverbot nach § 16a oder gegen ein Kontakt- oder Näherungsverbot nach  
§ 16b oder 
 

4. Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit des technischen Mittels. 
 
Zur Einhaltung der Zweckbindung nach Satz 3 hat die Verarbeitung der Daten au-
tomatisiert zu erfolgen. Die in Satz 1 genannten Daten sind zu kennzeichnen und 
gegen unbefugte Kenntnisnahme und Verarbeitung besonders zu sichern. Sie sind 
spätestens zwei Monate nach Beendigung der Maßnahme zu löschen, soweit sie 
nicht für die in Satz 3 genannten Zwecke verwendet werden. Werden innerhalb der 
Wohnung der betroffenen Person über den Umstand ihrer Anwesenheit hinausge-
hende Aufenthaltsdaten erhoben, sind diese unverzüglich zu löschen und bis dahin 
nicht weiter zu verarbeiten. Die Tatsache ihrer Erhebung und Löschung ist zu do-
kumentieren. Die in der Dokumentation enthaltenen Daten dürfen ausschließlich 
zur Datenschutzkontrolle verwendet werden. Sie sind nach 24 Monaten oder im 
Falle einer Datenschutzkontrolle innerhalb dieses Zeitraums nach deren Abschluss 
zu löschen. Die Sätze 2 und 7 bis 10 gelten entsprechend, soweit durch die Daten-
erhebung nach Satz 1 der Kernbereich privater Lebensgestaltung betroffen ist. 

(2) Die Befugnis gemäß Absatz 1 steht der Polizei auch zu, wenn 
 

1. dies zur Abwehr einer Gefahr für die sexuelle Selbstbestimmung nach §§ 174 
bis 178, 182 des Strafgesetzbuchs unerlässlich ist oder 
 

2. die Person, der gegenüber die Anordnung nach Absatz 1 getroffen werden 
soll, nach polizeilichen Erkenntnissen bereits eine Straftat nach § 238 des 
Strafgesetzbuchs begangen hat und bestimmte Tatsachen die Annahme 
rechtfertigen, dass sie weitere Straftaten nach § 238 des Strafgesetzbuchs 
begehen wird. 

 
Die Befugnis gemäß Absatz 1 steht der Polizei ferner zu, wenn Maßnahmen nach 
§ 34a getroffen wurden und eine Überwachung der Befolgung dieser Maßnahmen 
auf andere Weise nicht möglich oder wesentlich erschwert ist. 

(3) Eine Maßnahme nach Absatz 1 und die mit ihr verbundene Datenverarbeitung 
nach Absatz 2 bedarf der richterlichen Anordnung. Für das Anordnungsverfahren 
gilt § 186 Absatz 6 entsprechend. Form und Inhalt der Anordnung bestimmen sich 
nach der entsprechend anzuwendenden Vorschrift des § 201b Absatz 8 mit der 
Maßgabe, dass bei Gefahr im Verzug die Anordnung auch mündlich erfolgen kann 
und in diesem Fall die schriftliche Dokumentation unverzüglich nachzuholen ist. 

(3) Die Maßnahme nach Absatz 1 darf nur durch das Gericht, bei Gefahr im Verzug 
auch durch die Behördenleiterin oder den Behördenleiter oder die jeweilige Vertre-
tung angeordnet oder verlängert werden; in diesen Fällen ist unverzüglich eine rich-
terliche Bestätigung einzuholen. Zuständig ist das Amtsgericht, in dessen Bezirk 
die Polizeibehörde ihren Sitz hat. Für die gerichtliche Anordnung gilt Buch 7 des 
Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit entsprechend, soweit hier nichts Abweichendes gere-
gelt ist. Von einer Anhörung der betroffenen Person durch das Gericht und der Be-
kanntgabe der richterlichen Entscheidung an die betroffene Person ist abzusehen, 
wenn die vorherige Anhörung oder die Bekanntgabe der Entscheidung den Zweck 

(3) Die Polizei verarbeitet mit Hilfe der von der verantwortlichen Person mitgeführ-
ten technischen Mittel automatisiert Daten über deren Aufenthaltsort sowie über 
etwaige Beeinträchtigungen der Datenerhebung. Soweit es technisch möglich ist, 
ist sicherzustellen, dass innerhalb der Wohnung der betroffenen Person keine über 
den Umstand ihrer Anwesenheit hinausgehenden Aufenthaltsdaten erhoben wer-
den. Werden innerhalb der Wohnung der betroffenen Person über den Umstand 
ihrer Anwesenheit hinausgehende Aufenthaltsdaten erhoben, dürfen diese nicht 
verwendet werden. Entsprechendes gilt, soweit durch die Datenerhebung nach 
Satz 1 der Kernbereich privater Lebensgestaltung betroffen ist. Daten nach Satz 3 
und 4 sind unverzüglich nach ihrer Kenntnisnahme zu löschen. Die Tatsache ihrer 
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der Maßnahme gefährden würde. Die nach Satz 1 durch die Behördenleiterin oder 
den Behördenleiter oder die jeweilige Vertretung erlassene Anordnung oder Ver-
längerung tritt spätestens mit Ablauf des dritten Tages nach ihrem Erlass außer 
Kraft, wenn sie bis dahin nicht richterlich bestätigt wurde. Erfolgt bis dahin keine 
richterliche Bestätigung, so dürfen bereits erhobene Daten nicht verwendet werden; 
diese Daten sind unverzüglich zu löschen. In der schriftlichen Anordnung sind an-
zugeben: 

 
1. die betroffene Person, soweit bekannt mit Namen und Anschrift, 

 
2. Art, Umfang und Dauer der Maßnahme, 

 
3. die Angabe, ob die betroffene Person einer Wohnungsverweisung oder einem 

Rückkehrverbot nach § 16a oder einem Kontakt- oder Näherungsverbot nach 
§ 16b unterliegt, und 
 

4. die Voraussetzungen und die wesentlichen Abwägungsgesichtspunkte; im 
Falle einer polizeilichen Anordnung nach Satz 1 Halbsatz 1 Alternative 2 muss 
sich die Begründung auch auf die Gefahr im Verzug beziehen. 

 
Die richterliche Entscheidung wird mit ihrer Bekanntgabe an die beantragende Po-
lizeibehörde wirksam. Die Anordnung ist sofort vollziehbar und auf höchstens drei 
Monate zu befristen. Eine Verlängerung um jeweils höchstens drei weitere Monate 
ist möglich, soweit die Voraussetzungen fortbestehen. Die Maßnahme ist zu been-
den, wenn ihre Voraussetzungen nicht mehr vorliegen oder die richterliche Bestä-
tigung nicht unverzüglich beantragt worden ist. Die Beendigung ist dem Gericht an-
zuzeigen. 

Kenntnisnahme und Löschung ist zu dokumentieren. Die Dokumentation darf aus-
schließlich für Zwecke der Datenschutzkontrolle verwendet werden. Sie ist frühes-
tens nach Abschluss der Datenschutzkontrolle und spätestens nach vierundzwan-
zig Monaten zu löschen. Die Daten dürfen ohne Einwilligung der betroffenen Per-
son nur verarbeitet werden, soweit dies erforderlich ist für die folgenden Zwecke: 

 
1. zur Verhütung oder zur Verfolgung von Straftaten von erheblicher Bedeutung, 

 
2. zur Feststellung von Verstößen gegen Aufenthaltsvorgaben und Kontaktver-

bote nach § 34b, 
 

3. zur Verfolgung einer Straftat gemäß § 34d, 
 

4. zur Abwehr einer erheblichen gegenwärtigen Gefahr für Leib, Leben oder 
Freiheit einer Person oder 
 

5. zur Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit des technischen Mittels. 
 
Zur Einhaltung der Zweckbestimmung nach Satz 9 hat die Verarbeitung der Daten 
automatisiert zu erfolgen. Zudem sind die Daten gegen unbefugte Kenntnisnahme 
und Verarbeitung besonders zu sichern.  
 

(4) Die Polizei darf mit Zustimmung der gefährdeten Person Daten über deren Auf-
enthaltsort durch ein von dieser mitzuführenden technischen Mittel automatisiert 
erheben, speichern und mit den nach Absatz 2 erlangten Daten über den Aufent-
haltsort der überwachten Person automatisiert abgleichen. Die Daten der gefähr-
deten Person sind entsprechend dem Stand der Technik gegen unbefugte Kennt-
nisnahme, Veränderung und Löschung besonders zu sichern. Das Vorliegen der 
Zustimmung der gefährdeten Person im Sinne des Satzes 1 ist in der richterlichen 
Anordnung gemäß Absatz 3 anzugeben; wird die Zustimmung erst nachträglich er-
teilt, ist die überwachte Person hiervon unverzüglich in Kenntnis zu setzen. Der 
gefährdeten Person dürfen über das von ihr gemäß Satz 1 mitgeführte technische 
Gerät automatisiert Daten über den Aufenthaltsort der überwachten Person über-
mittelt werden, sobald die überwachte Person bestimmte Orte betritt, aufsucht oder 
sich dort aufhält oder sie sich der gefährdeten Person annähert. 

(4) Die Polizei kann die Wohnung der betroffenen Person zur Aufstellung der zur 
Überwachung des Aufenthalts in der Wohnung erforderlichen technischen Mittel 
betreten. Nach Abschluss der Maßnahme hat die betroffene Person auf Anforde-
rung die technischen Mittel an die Polizei unverzüglich herauszugeben.  
 
 
 
 
 
 
 
 

(4) Die in Absatz 3 Satz 1 genannten Daten sind spätestens zwei Monate nach 
Beendigung der Maßnahme zu löschen, soweit sie nicht für die in Absatz 3 Satz 9 
genannten Zwecke verwendet werden. 

(5) Werden die Daten im Sinne des Absatzes 2 und des Absatzes 4 nicht aufgrund 
des Absatzes 6 oder anderen Rechtsvorschriften weiterverarbeitet, sind sie spätes-
tens zwei Monate nach Beendigung der Maßnahme zu löschen. Die Vorschriften 
zur Protokollierung und Dokumentation gemäß § 201b Absatz 6 Satz 2 bis 4 gelten 
entsprechend. 

(5) Die Landesregierung berichtet dem Landtag bis zum 31. Dezember 2026 über 
die mit Einführung der Absätze 1 bis 4 erreichte Wirkung zur Gefahrenabwehr und 
damit verbundenen Grundrechtsbeeinträchtigungen.  

(5) Jeder Abruf der Daten ist unter Beachtung des § 55 des Datenschutzgesetzes 
Nordrhein-Westfalen zu protokollieren. Die Protokolldaten sind spätestens nach 
vierundzwanzig Monaten zu löschen. 

(6) Eine Weiterverarbeitung der nach Absatz 2 erlangten Daten der überwachten 
Person oder im Fall des Absatzes 4 der Daten der gefährdeten Person ist ohne 
deren jeweilige Einwilligung zulässig, wenn dies erforderlich ist 

 
1. zur Abwehr einer Gefahr für Leib, Leben, Freiheit oder die sexuelle Selbstbe-

stimmung einer Person, 
 

2. zur Feststellung von Verstößen gegen Maßnahmen nach §§ 201, 201a oder 
nach dem Gewaltschutzgesetz, 
 

3. zur Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit des technischen Mittels oder 
 

4. zur Verfolgung einer Straftat nach Absatz 8 oder nach dem Gewaltschutzge-
setz. 

 

/ 6) Maßnahmen nach den Absätzen 1 bis 3 werden auf Antrag der Behördenleitung 
oder deren Vertretung durch das Amtsgericht angeordnet, in dessen Bezirk die Po-
lizeibehörde ihren Sitz hat. Für das Verfahren gelten die Vorschriften des 7. Buches 
des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit entsprechend. Bei Gefahr im Verzug kann die An-
ordnung durch die zuständige Behördenleitung oder deren Vertretung getroffen 
werden. In diesem Fall ist die gerichtliche Entscheidung unverzüglich nachzuholen. 
Soweit die Anordnung nicht binnen drei Tagen durch das Gericht bestätigt wird, tritt 
sie außer Kraft. In dem Antrag sind anzugeben: 
 
1. die Person, gegen die sich die Maßnahme richtet, mit Name und Anschrift, 

 
2. Art, Umfang und Dauer der Maßnahme, 
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Darüber hinaus ist die Weiterverarbeitung der Daten zu Zwecken der Strafverfol-
gung unter den Voraussetzungen zulässig, unter denen nach Maßgabe der Straf-
prozessordnung retrograde Standortdaten erhoben werden dürfen. 

3. die Angabe, ob gegenüber der Person, gegen die sich die Maßnahme richtet, 
eine Aufenthaltsanordnung oder ein Kontaktverbot besteht, 
 

4. der Sachverhalt und 
 

5. eine Begründung. 

(7) Mit einer Freiheitstrafe bis zu zwei Jahren oder mit einer Geldstrafe wird bestraft, 
wer einer Anordnung nach Absatz 1 zuwiderhandelt und dadurch die ununterbro-
chene Feststellung seines Aufenthaltsortes verhindert. Die Tat wird nur auf Antrag 
der die Maßnahme beantragenden Behörde verfolgt. 

/ (7) Die Anordnung ergeht schriftlich. In ihr sind anzugeben: 
 

1. die Person, gegen die sich die Maßnahme richtet, mit Name und Anschrift, 
 

2. Art, Umfang und Dauer der Maßnahme und 
 

3. die wesentlichen Gründe. 

/ / (8) Die Anordnung ist sofort vollziehbar und auf höchstens drei Monate zu befristen. 
Eine Verlängerung um jeweils nicht mehr als drei Monate ist möglich, soweit die 
Anordnungsvoraussetzungen fortbestehen. Liegen die Voraussetzungen der An-
ordnung nicht mehr vor, ist die Maßnahme unverzüglich zu beenden.  

/ / (9) Die Landesregierung unterrichtet den Landtag jährlich über die nach den Absät-
zen 1 und 2 erfolgten Maßnahmen.  

/ / (10) Die Landesregierung überprüft die Wirksamkeit der Vorschrift bis zum 31. De-
zember 2027 und berichtet dem Landtag über das Ergebnis der Evaluierung. § 34c 
tritt am 31. Dezember 2028 außer Kraft. 
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